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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Auch im Kanton Basel-Land wurde die Einbürgerung verschärft. Der Landrat hiess mit
69 zu 1 Stimmen eine Bestimmung gut, wonach gegen den Einbürgerungswilligen keine
Herabsetzung oder Einstellung der Sozialhilfe wegen schuldhafter Verletzung von
Pflichten verfügt worden sein darf. Das eindeutige Abstimmungsergebnis spiegelte
jedoch nicht die Stimmung im Parlament wider. Der SVP ging die Verschärfung zu wenig
weit und sie gedachte mit einer Volksinitiative, die Sozialhilfeabhängigkeit als
Ausschlusskriterium durchzusetzen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.10.2013
NADJA ACKERMANN

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.2017
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 2

Äussere Sicherheit

Die Nordwestschweiz sei bei der Zuteilung von neuen Stellen des Grenzwachtkorps
bisher zu kurz gekommen, so die einhellige Meinung des Landrates des Kantons Basel-
Landschaft, der mit einer Standesinitiative eine zusätzliche Aufstockung des
Grenzwachtkorps und die angemessene Verteilung der Ressourcen auf die Regionen
forderte. Demnach sollen die Personalressourcen des Grenzwachtkorps einerseits
erweitert und andererseits unter Berücksichtigung der Sicherheitssituation und
-bedürfnisse (z.B. Anteil an „grüner Grenze“) auf die Regionen verteilt werden, sodass
die grenzüberschreitende Kriminalität sowie die illegale Migration möglichst effektiv
bekämpft werden können. In der Wintersession 2015 gab der Ständerat der
Standesinitiative mit 31 zu 8 Stimmen Folge. Ende Januar 2016 schloss sich auch die
SiK-NR diesem Entscheid an, womit mit der Ausarbeitung eines Entwurfs zur Umsetzung
des Anliegens begonnen werden kann. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.01.2016
KARIN FRICK

Zur Umsetzung der Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft für eine zusätzliche
Aufstockung des Grenzwachtkorps und die angemessene Verteilung der Ressourcen
auf die Regionen erachtete die SiK-NR die Ausarbeitung einer Gesetzesvorlage als nicht
zielführend. Stattdessen beantragte sie der FK-NR im Rahmen deren Beratungen des
Voranschlages 2017 die Aufstockung des Grenzwachtkorps um 36 Stellen. Die
Finanzkommission lehnte diesen Antrag jedoch ab, worauf die SiK-NR denselben selbst
direkt bei der Beratung des Voranschlages 2017 stellte, damit jedoch in der
Einigungskonferenz scheiterte.

Im Mai 2017 wurde auch vom Kanton St. Gallen eine Standesinitiative (Kt.Iv. 17.311)
eingereicht, die ebenfalls eine Aufstockung des Grenzwachtkorps forderte. Diesem
Vorstoss gab der Ständerat im Herbst 2017 keine Folge, nachdem seine vorberatende
SiK versprochen hatte, sich vom EFD über die Entwicklungen im Personalbestand des
Grenzwachtkorps und einen allfälligen Aufstockungsbedarf ins Bild setzen zu lassen
und, sollte letzterer gegeben sein, bei den Beratungen des Voranschlags 2018 einen
entsprechenden Antrag einzureichen.

Als sich die SiK-NR im Oktober 2017 mit den beiden Standesinitiativen befasste,
beschloss sie, der FK-NR 30 zusätzliche Stellen für das Grenzwachtkorps zu beantragen
oder, sollte die Finanzkommission den Antrag ablehnen, diesen selbst in die Beratungen
zum Voranschlag 2018 einzubringen. Gleichzeitig beantragte sie dem Nationalrat, die
Standesinitiative aus Basel-Landschaft abzuschreiben und jener des Kantons St. Gallen
keine Folge zu geben, da mit dem Aufstockungsantrag im Rahmen des Voranschlages
2018 dem Anliegen Rechnung getragen werde.

Nachdem die Aufstockung jedoch wider der allgemeinen Erwartung bei den Beratungen
des Voranschlages 2018 erneut gescheitert war, beschäftigte sich in der Wintersession
2017 der Nationalrat mit den beiden Vorstössen. Die grosse Kammer stimmte einem
Ordnungsantrag Leutenegger Oberholzer (sp, BL) zu, der verlangte, die beiden
Standesinitiativen von der Traktandenliste zu nehmen. Damit wollte man die Möglichkeit

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK
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erhalten, das Anliegen nochmals zu behandeln und im Falle des St. Galler Vorstosses
einen ordnungsgemässen Antrag auf Folgegeben zu stellen. 4

Nachdem der Vorsteher des EFD die SiK-NR über die Lage an der Grenze und die Frage
des Personalbestandes beim Grenzwachtkorps informiert hatte, erachtete die
Kommission eine Aufstockung des Grenzwachtkorps als notwendig. Diese soll über die
Beratungen des Voranschlages 2019 erreicht werden. Im April 2018 beschloss die SiK-
NR daher, an den beiden Standesinitiativen der Kantone Basel-Landschaft (15.301) und
St. Gallen (17.311) festzuhalten, um den politischen Druck zur Aufstockung des
Grenzwachtkorps aufrechtzuerhalten. Obwohl sie die Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage als nicht zielführend erachtete, beantragte sie ihrem Rat, der
Standesinitiative des Kantons St. Gallen Folge zu geben und die Frist für die
Standesinitiative Basel-Landschaft um ein Jahr zu verlängern. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.04.2018
KARIN FRICK

Stillschweigend folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2018 den Anträgen seiner
SiK und gab dem Anliegen, das Grenzwachtkorps aufzustocken, noch eine Chance. Er
verlängerte die Frist für die Standesinitiative Basel-Landschaft (Kt.Iv. 15.301) um ein
Jahr und gab jener des Kantons St. Gallen (Kt.Iv. 17.311) Folge. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.09.2018
KARIN FRICK

Im Gegensatz zur SiK-SR, welche die von verschiedenen Kantonen vorgebrachte
Forderung nach einer Aufstockung des Grenzwachtkorps (siehe Kt.Iv. SG 17.311, Kt.Iv.
GR 17.318 und Kt.Iv. VS 18.307) durch das Vorsehen von 44 zusätzlichen Vollzeitstellen
für das GWK im Voranschlag 2019 als erfüllt betrachtete, gab sich die SiK-NR damit
nicht zufrieden. Dass die Besetzung der neuen Stellen gemäss Beschluss des
Bundesrates im Rahmen des Programms DaziT vorgenommen werden und damit erst
schrittweise in den kommenden Jahren erfolgen soll, entspreche nicht dem Beschluss
des Parlaments, kritisierte die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission. Sie hätte
gern sofort neues Grenzwachtpersonal angestellt gesehen. Die Minderheit bezeichnete
das Vorgehen des Bundesrates indes als «pragmatisch und angemessen». Mit 15 zu 9
Stimmen beantragte die Kommission ihrem Rat die Fristverlängerung für die
Standesinitiative Basel-Landschaft (Kt.Iv. 15.301), da deren Hauptanliegen weiterhin
nicht erfüllt sei. Der Nationalrat folgte diesem Antrag in der Frühjahrssession 2019
stillschweigend und verlängerte die Behandlungsfrist bis zur Herbstsession 2020. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2020 sprach sich der Nationalrat mit 120 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen dafür aus, die Standesinitiative Basel-Landschaft für eine Aufstockung
des Grenzwachtkorps abzuschreiben. Er folgte damit dem Mehrheitsantrag seiner SiK,
die nach Anhörung einer EFD-Delegation zum Schluss gekommen war, dass es die
Flexibilisierung der EZV im Rahmen des fortschreitenden Transformationsprogramms
DAZIT erlaube, zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Grenze einzusetzen,
womit das Anliegen der Standesinitiative erfüllt sei. Eine Minderheit hatte vergeblich
beantragt, an der Initiative festzuhalten, um den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten, die geforderten Stellen tatsächlich zu besetzen. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
KARIN FRICK

Indem es der Ständerat in der Wintersession 2020 seiner Schwesterkammer gleichtat
und die Standesinitiative Basel-Landschaft für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps
abschrieb, erledigte er das Geschäft endgültig. Die Kantonskammer folgte dabei
stillschweigend ihrer SiK, die die Abschreibung einstimmig (bei einer Enthaltung)
beantragt hatte. Sie hatte keinen gesetzlichen Handlungsbedarf mehr erkannt, da die
Mitarbeitenden der EZV dank des eingeleiteten Transformationsprozesses flexibler
eingesetzt und in Konsequenz mehr Grenzübergänge und Kontrollpunkte besetzt
werden könnten. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
KARIN FRICK
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Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 10

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Im Vorjahr hatte das Parlament mehrere Vorstösse für eine Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen überwiesen. Im Berichtsjahr gaben der Ständerat
und der Nationalrat nun auch sechs entsprechenden Standesinitiativen der Kantone
Aargau (Kt.Iv. 95.307), Basel-Stadt (Kt.Iv. 95.301), Basel-Land (Kt.Iv. 95.305), St. Gallen
(Kt.Iv. 95.304), Solothurn (Kt.Iv. 95.302) und Thurgau (Kt.Iv. 96.300) Folge. Bundesrat
Koller gab in diesem Zusammenhang bekannt, dass er eine Expertenkommission
beauftragt habe, bis zum Sommer 1997 ein Konzept vorzulegen. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab den Kantonen Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Genf, Tessin und
Waadt die Erlaubnis, vom Herbst an Versuche mit dem elektronisch überwachten
Strafvollzug zu beginnen. Dabei werden Personen, die zu einer kürzeren Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, mit einem am Fuss- oder Handgelenk befestigten Sender
überwacht und können ihre Strafe zu Hause oder an einem anderen zugewiesenen Ort
(z.B. gemeinnütziger Arbeitsplatz) absitzen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.1999
HANS HIRTER

Die Kantone Basel-Landschaft (10.329) und Basel-Stadt (10.327) reichten je eine
Standesinitiative ein, welche die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für einen
definitiven Einsatz von elektronischen Fussfesseln verlangen. Der Bundesrat hatte
bereits 1999 eine entsprechende Ausnahmeregelung für Versuche in den Kantonen
Basel-Stadt, Bern, Genf, Solothurn, Tessin und Waadt bewilligt. Fussfesseln für
gewalttätige Partner fordert auch eine vom Nationalrat angenommene Motion Perrin
(svp, NE) (09.4017). Die elektronische Überwachung von Gewalttätern soll insbesondere
Frauen vor häuslicher Gewalt schützen. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.06.2010
MARC BÜHLMANN

Da die definitive Einführung elektronischer Fussfesseln im Strafvollzug Gegenstand der
aktuellen Revision des Sanktionenrechts ist, beantragte die Rechtskommission des
Nationalrates eine Fristverlängerung für die beiden 2012 Folge gegebenen Basler
Standesinitiativen zu diesem Anliegen. Nach der Verabschiedung des neuen
Sanktionenrechts werden dann die Initiativen abgeschrieben werden können. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

Da die Revision des Sanktionenrechts bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht
abgeschlossen war, entschied der Nationalrat in der Sommersession 2015 zunächst, die
Frist für die beiden Standesinitiativen der Kantone Basel-Stadt (10.327) und Basel-
Landschaft (10.329) zum Einsatz elektronischer Fussfesseln erneut zu verlängern. Mit
der Annahme der Änderungen des Sanktionenrechts am 19. Juni 2015 wurde sodann
eine gesetzliche Grundlage für den Einsatz elektronischer Fussfesseln geschaffen, wie
sie von den beiden Initiativen gefordert worden war. In der Folge schrieb der
Nationalrat im Dezember 2015 die beiden Standesinitiativen ab. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.12.2015
KARIN FRICK
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Im Zuge der im Juni 2015 abgeschlossenen Revision des Sanktionenrechts wurde das
sogenannte Electronic Monitoring als Vollzugsform für Freiheitsstrafen mit einer Dauer
zwischen 20 Tagen und 12 Monaten im Gesetz verankert. Das Anliegen der Kantone
Basel-Stadt (Kt.Iv. 10.327) und Basel-Landschaft (Kt.Iv. 10.329), welche beide die
elektronische Fussfessel schon vorher versuchsweise eingeführt hatten, ist damit
erfüllt. Wie der Nationalrat schrieb auch der Ständerat die beiden Standesinitiativen
ab. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.02.2016
KARIN FRICK

Gemäss dem revidierten Sanktionenrecht, das am 1. Januar 2018 in Kraft treten wird,
kann die elektronische Fussfessel zum Vollzug von Freiheitsstrafen von 20 Tagen bis zu
einem Jahr sowie als Vollzugsstufe zwischen stationärem Strafvollzug und bedingter
Entlassung angewandt werden. Aufgrund sehr guter Erfahrungen mit dieser
Vollzugsform regte der Kanton Basel-Landschaft mittels Standesinitiative eine
Ausweitung des Electronic Monitoring an, sodass die elektronische Fussfessel sowohl
für kürzere (ab fünf Tagen) als auch für längere Freiheitsstrafen (bis zu drei Jahren)
eingesetzt werden kann. Die vorberatende RK-SR teilte das Anliegen grundsätzlich,
bedauerte jedoch den „unglücklichen Zeitpunkt, zu dem sie über die Initiative zu
beschliessen hat.“ Es sei „unseriös und der Glaubwürdigkeit des Parlamentes
abträglich“, eine Bestimmung zu revidieren, die noch nicht einmal in Kraft getreten ist.
Stattdessen reichte die Kommission ein Postulat (Po. 16.3632) ein, das vom Bundesrat
eine Evaluation der Praxiserfahrungen mit Electronic Monitoring während der ersten
drei Jahre nach Inkraftsetzung des revidierten Sanktionenrechts verlangt. Der Ständerat
folgte in der Wintersession 2016 dem einstimmigen Antrag seiner Kommission und gab
der Initiative keine Folge, nahm jedoch das Postulat an. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Eine Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft, welche dringliche
Nachbesserungen an der Strafprozessordnung forderte, war in der Wintersession 2016
im Ständerat chancenlos. Im Gegensatz zum initiierenden Kanton sahen weder die RK-
SR noch der Ständerat die Dringlichkeit des Anliegens gegeben, weshalb man mit
Anpassungen an der Strafprozessordnung zuwarten wolle, bis die Ergebnisse der
gesamtheitlichen Evaluation ebendieser bekannt sind. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
KARIN FRICK

Wie der Ständerat sah auch der Nationalrat in den Anliegen der Standesinitiative Basel-
Landschaft für dringliche Nachbesserungen an der Strafprozessordnung keine grossen
und dringenden Probleme, die gelöst werden müssten, bevor die Ergebnisse der
laufenden Evaluation der Strafprozessordnung bekannt sind. Auf Antrag seiner
Rechtskommission gab in der Wintersession 2017 auch der Nationalrat der Initiative
keine Folge, womit sie erledigt ist. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Wie im Vorjahr der Ständerat gab in der Wintersession 2017 auch der Nationalrat der
Standesinitiative Basel-Landschaft zur Ausweitung des Anwendungsbereichs von
Electronic Monitoring keine Folge. Es sollten zunächst erste Praxiserfahrungen mit dem
am 1. Januar 2018 in Kraft tretenden neuen Sanktionenrecht und der entsprechende
Evaluationsbericht des Bundesrates (verlangt durch das Postulat 16.3632) abgewartet
werden, begründete die vorberatende RK-NR ihren Antrag. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Privatrecht

Der Vorentwurf zur Änderung des Zivilgesetzbuches betreffend die
Unternehmensnachfolge (zweite Etappe der Erbrechts-Revision) stiess in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung, wie aus dem im Januar 2020 veröffentlichten
Ergebnisbericht hervorging. Von den 55 eingegangenen Stellungnahmen fielen 45
positiv aus, 7 enthielten keinen expliziten Positionsbezug und 3 standen der Vorlage
ablehnend gegenüber. Der Kanton Basel-Landschaft, die SVP und die Vereinigung der
Privaten Aktiengesellschaften, die die Vorlage ablehnten, erachteten die bestehenden
zivilrechtlichen Möglichkeiten als ausreichend. Sie kritisierten, dass die
vorgeschlagenen Massnahmen allesamt zulasten der pflichtteilsgeschützten
Miterbinnen und Miterben der Unternehmensnachfolgerin bzw. des
Unternehmensnachfolgers gingen. Sie seien insgesamt zu einschneidend in die
Eigentumsrechte der Erbinnen und Erben und könnten zu vermehrten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.01.2020
KARIN FRICK
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Nachlassstreitigkeiten führen. Indessen begrüsste die grosse Mehrheit der
Vernehmlassenden die vorgeschlagenen Massnahmen insbesondere im Hinblick auf
Familienunternehmen und KMU sowie auf den Fortbestand der von diesen
Unternehmen geschaffenen Arbeitsplätze. Sie könnten effektiv dazu beitragen, die
aufgetretenen Probleme im Zusammenhang mit der Unternehmensnachfolge zu
verringern, waren die meisten Teilnehmenden der Ansicht, darunter 18 Kantone, CVP,
FDP, GLP und SP sowie zahlreiche Wirtschaftsverbände. Von den vier zentralen
Massnahmen wurde einzig jene zum Anrechnungswert des Unternehmens in grösserem
Ausmass kritisch beurteilt, weil diese Frage verhältnismässig komplex sei. Die
Möglichkeit, ein Unternehmen als Ganzes einer einzigen Person zuzuweisen, jene für
die Unternehmensnachfolgerin oder den Unternehmensnachfolger, einen
Zahlungsaufschub von den Miterbinnen und Miterben zu erhalten, sowie das Recht der
Miterbinnen und Miterben, die Übernahme eines Minderheitsanteils abzulehnen,
wurden hingegen überwiegend befürwortet. 21

Grundrechte

Die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung wird nicht als Straftatbestand
aufgenommen. Einer entsprechenden Standesinitiative des Kantons Basel-Land wurde
2014 auch vom Nationalrat keine Folge gegeben, da kein Handlungsbedarf ausgemacht
wurde. Die Befürworter eines dem Rassendiskriminierungsverbot analogen, explizit
strafrechtlichen Verbots der Diskriminierung von Behinderten unterlagen mit 45 zu 121
Stimmen bei 15 Enthaltungen. Der Vorstoss war durch eine kritisierte Plakatkampagne
des Bundesamtes für Sozialversicherungen Ende 2009 ausgelöst worden. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.06.2014
NADJA ACKERMANN

Öffentliche Ordnung

Obwohl der Chef des EJPD im Nationalrat — und Sprecher kantonaler Behörden in
einem weniger öffentlichen Kreis — die geäusserten Bedenken zu widerlegen suchten,
verdichtete sich die Opposition gegen das Projekt. Der Parteitag der SPS sagte ihm
grundsätzlich den Kampf an. In Basel-Land wurde gegen einen Kreditbeschluss des
Landrats zugunsten des KIS das Referendum ergriffen, in anderen Kantonen eine
Kreditgewährung für 1980 noch ausgesetzt. Ein Rechtsgutachten, das die Zürcher
Regierung einholte, stellte Mängel fest. Dies alles veranlasste die zuständigen Behörden,
den Speicherungsbereich auf rein kriminalpolizeiliche Informationen zu beschränken
und das ganze Projekt zu überarbeiten. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.12.1979
PETER GILG

Das 1990 vom Basler Volk gutgeheissene Vermummungsverbot für Demonstranten ist
vom Bundesgericht als zulässig anerkannt worden. Dagegen eingereichte
staatsrechtliche Beschwerden wurden abgelehnt, insbesondere mit der Begründung,
dass das Gesetz Ausnahmen zulasse, wenn diese — wie etwa bei einem Strassentheater
— sinnvoll seien. Auch die Parlamente der Kantone Bern und Zürich hatten sich mit
dieser Frage zu befassen. Der bernische Grosse Rat lehnte mit knappem Mehr einen
Vorstoss für die Einführung eines entsprechenden Gesetzes ab. Mit dem Argument,
dieses Verbot wäre in der Praxis schwer durchzusetzen, hatte sich auch die Regierung
dagegen ausgesprochen. In Zürich überwies der Kantonsrat hingegen mit Zustimmung
der Regierung ein SVP-Postulat für die Einführung eines Vermummungsverbots. Die
Auto-Partei reichte im Kanton Zürich auch eine Volksinitiative für ein solches Verbot
ein. In seiner Antwort auf eine Interpellation Hess (cvp, ZG) erklärte der Bundesrat, dass
er nach wie vor nicht die Absicht habe, ein Vermummungsverbot auf nationaler Ebene
zu beantragen. 24

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

Im Jahr 2013 war in mehreren Kantonen der Beitritt zum verschärften
Hooligankonkordat debattiert worden. In drei Kantonen (Luzern, Neuenburg, Aargau)
konnte das im Vorjahr angenommene Konkordat in Kraft treten. Während im Kanton
Appenzell Ausserrhoden das Konkordat vom Kantonsrat angenommen und kein
Referendum ergriffen worden war, lief 2013 in den Kantonen Jura, Genf, Solothurn und
Freiburg noch die Referendumsfrist. Im Kanton Bern wurde erfolgreich das
Referendum ergriffen, was im Kanton Tessin nicht gelang. In Schaffhausen und Basel-
Landschaft gab zwar der Regierungsrat seine Zustimmung, jedoch waren die
Verschärfungen Ende 2013 noch nicht in Kraft getreten. Basel-Stadt war bislang der
einzige Kanton, in dem der Regierungsrat gar nicht erst auf die Revision eintrat. In den

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2013
NADJA ACKERMANN
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drei Kantonen Glarus, Graubünden und Nidwalden wurde noch kein Entscheid gefällt. 25

Die zweite und verschärfte Auflage des Hooligan-Konkordats von 2012 muss leicht
revidiert werden. Dies beschloss das Bundesgericht, indem es im Januar 2014 eine
Beschwerde des Basler Grossrats Tobit Schäfer (sp, BS) teilweise guthiess. So
verstiessen die Mindestdauer des Rayonverbots von einem Jahr und die automatische
Verdoppelung der Meldeauflage bei unentschuldbarer Verletzung der Meldepflicht
gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip. Die Konferenz der kantonalen Justiz- und
Sicherheitsdirektoren (KKJPD) nahm den Entscheid gelassen hin. Während die
Erhöhung der Meldeauflage sowieso nur wenige Fälle pro Jahr beträfe, käme die
Herabsetzung der Mindestdauer des Rayonverbots gar einer Verschärfung des
Konkordats gleich, da dann auch bei geringfügigeren Vergehen Rayonverbote verhängt
werden könnten. Die übrigen Bestimmungen sah das Bundesgericht als
grundrechtskonform an. Eine Woche nach dem Entscheid beschloss der Baselbieter
Landrat, dem Konkordat nicht beizutreten. Eine Volksinitiative in beiden Basel ist
wahrscheinlich. Im April heizten Ausschreitungen beim Cupfinal in Bern sowie nach
dem Spiel des GC gegen den FCB in Basel die Diskussion über den Umgang mit
gewaltbereiten Fans weiter an. Insbesondere eine Haftpflicht für Schäden an Fanzügen
wurde gefordert. 26

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.01.2014
NADJA ACKERMANN

In Erfüllung eines Postulats der SiK-SR veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2022
einen Bericht zur Bekämpfung des Hooliganismus. Darin betonte er zuallererst, dass
die Polizeihoheit bei den Kantonen liege und dem Bund somit nur eine subsidiäre und
sektorielle Kompetenz in diesem Bereich zufalle. Für den Erlass und den Vollzug von
Massnahmen zur Gewaltbekämpfung an Sportveranstaltungen, sowohl gegenüber
Gewalttäterinnen und -tätern als auch gegenüber den Sportklubs, seien die Kantone
zuständig. Diese verfügten mit dem Hooligan-Konkordat tatsächlich über das nötige
Instrumentarium, um Gewalt bei Sportveranstaltungen zu verhindern. «Es ist nicht
ersichtlich, welche anderen gesetzgeberischen Massnahmen ergriffen werden könnten,
die wirkungsvoller wären», konstatierte die Regierung. Sie erwarte allerdings von den
Kantonen, dass diese ihre Bewilligungspflicht dazu nutzten, den Klubs schärfere
Auflagen zu Massnahmen gegen Hooliganismus zu machen. Des Weiteren seien
Massnahmen, die zur Bekämpfung der Covid-Pandemie eingeführt wurden, namentlich
personalisierte Tickets, die Aufhebung von Stehplätzen und Restriktionen bei den
Gästefans, seiner Auffassung nach auch nach der Pandemie flächendeckend
fortzuführen, hielt der Bundesrat fest. Zudem forderte er von den Kantonen Basel-
Stadt und Basel-Landschaft den Beitritt zur revidierten Fassung des Hooligan-
Konkordats sowie von allen Kantonen, dass sie vermehrt Meldeauflagen aussprechen,
mehr Personal für die Täteridentifikation einsetzen und den Dialog zwischen Polizei und
Fans intensivieren.
Soweit es ihm aufgrund der Kompetenzordnung möglich sei, nehme der Bund die
Kantone und Klubs in die Pflicht, indem sich das Fedpol an operativen Spielbesuchen
beteilige und Massnahmen gegen gewalttätige Personen beantrage. Zur Unterstützung
stelle er das Informationssystem «Hoogan» bereit, das den Kantonen zur polizeilichen
Lagebeurteilung von anstehenden Spielen diene. Darüber hinaus engagiere sich das
Fedpol, u.a. in seiner Rolle als National Football Information Point, im internationalen
Informationsaustausch und bringe Good Practices aus dem Ausland in der Schweiz ein.
Gegen gewaltbereite Fans erlasse der Bund Ausreise- bzw. Einreiseverbote und nehme
entsprechende Grenzkontrollen vor. Nicht zuletzt beteilige er sich an der Finanzierung
der Forschungsstelle «Gewalt bei Sportveranstaltungen» der Universität Bern. Um die
Kantone und Klubs noch besser zu unterstützen, drückte der Bundesrat seinen Willen
aus, die Hoogan-Datenbank an neue Anforderungen anzupassen und sie – nebst dem EV
Zug, der sie jetzt schon dafür nutzt – weiteren Sportklubs für elektronische
Eingangskontrollen zur Verfügung zu stellen sowie Abklärungen zur elektronischen
Kontrolle von Meldeauflagen zu unterstützen. 27

BERICHT
DATUM: 22.06.2022
KARIN FRICK
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Innere Sicherheit

Verschiedene Kantone hatten das in der Verordnung über die Behandlung von
Staatsschutzakten stipulierte Verfügungsrecht des Bundes über kantonale Akten, die an
den Bund weitergeleitet worden waren, bestritten. In seinem Entscheid vom 29. Mai
über staatsrechtliche Klagen des Kantons Genf gegen den Bund bzw. des Bundes gegen
den Kanton Baselland gab das Bundesgericht dem Bundesrat recht. Es stellte dabei
insbesondere fest, dass die rechtlichen Grundlagen für staatsschützerische Aktivitäten
des Bundes zwar relativ vage, aber doch gegeben seien. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.05.1991
HANS HIRTER

Kriminalität

Abgeschrieben wurde eine 2006 eingereichte Standesinitiative des Kantons Basel-Land,
welche durch eine Revision des Strafgesetzbuches eine höhere Bestrafung von
Konsumation und Distribution von Kinderpornographie forderte. Nachdem der
Ständerat zuerst einer weiteren Fristverlängerung bis Sommer 2014 zugestimmt hatte,
revidierte er aufgrund der bereits vorgenommenen Massnahmen in der Wintersession
seinen Entscheid und schrieb die Initiative ab. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.12.2012
NADJA ACKERMANN

Nach dem Ständerat hatte auch der Nationalrat eine 2006 eingereichte
Standesinitiative des Kantons Basel-Land abgeschrieben. Der Vorstoss, der verlangt
hätte, dass der Vertrieb und Konsum von Kinderpornografie unter Strafe gestellt wird,
war zwar im Jahr 2008 angenommen worden. Mit der Zustimmung zur Ratifizierung der
Lanzarote-Konvention des Europarates im Jahr 2013 war das Anliegen jedoch hinfällig
geworden. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.09.2013
NADJA ACKERMANN
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